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227.

VEREINBARUNG
ZUR DURCHFÜHRUNG DES ABKOM-
MENS ZWISCHEN DER REPUBLIK
ÖSTERREICH UND DER PORTUGIESI-
SCHEN REPUBLIK IM BEREICH DER

SOZIALEN SICHERHEIT
Auf Grund des Artikels 19 des Abkommens zwi-

schen der Republik Österreich und der Portugiesi-
schen Republik im Bereich der Sozialen Sicherheit
vom 18. April 1985 *) — im folgenden als Abkom-
men bezeichnet — haben die zuständigen Behör-
den zur Duchführung des Abkommens folgendes
vereinbart:

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

(1) In dieser Vereinbarung bedeutet der Aus-
druck „Zusatzvereinbarung zur Durchführung des
Europäischen Abkommens über Soziale Sicherheit"
die am 14. Dezember 1972 in Paris unterzeichnete
Zusatzvereinbarung zur Durchführung des Euro-
päischen Abkommens über Soziale Sicherheit in der
zwischen den beiden Vertragsstaaten jeweils gel-
tenden Fassung.

(2) In dieser Vereinbarung werden die im Arti-
kel 1 des Abkommens festgelegten Ausdrücke in
derselben Bedeutung verwendet, die ihnen im
genannten Artikel gegeben wird.

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 104/1987
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Artikel 2

Verbindungsstellen

Hinsichtlich der Verbindungsstellen gelten die
Artikel 3 und Artikel 4 Absatz 4 der Zusatzverein-
barung zur Durchführung des Europäischen
Abkommens über Soziale Sicherheit in Verbindung
mit Anhang 4 zu dieser Zusatzvereinbarung.

Artikel 3

Formblätter

Die zur Durchführung des Abkommens erfor-
derlichen Formblätter sind von den nach Artikel 2
in Betracht kommenden Verbindungsstellen festzu-
legen.

ABSCHNITT II

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE ANZUWEN-
DENDEN RECHTSVORSCHRIFTEN

Artikel 4

Hinsichtlich der Bestimmungen über die anzu-
wendenden Rechtsvorschriften gelten die Arti-
kel 12 bis 14 der Zusatzvereinbarung zur Durch-
führung des Europäischen Abkommens über
Soziale Sicherheit.

ABSCHNITT III

BESONDERE BESTIMMUNGEN

K a p i t e l 1

Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft

Artikel 5

Zusammenrechnung der Zeiten

Hinsichtlich der Zusammenrechnung von Versi-
cherungs- oder Wohnzeiten gelten die Artikel 15
und 16 der Zusatzvereinbarung zur Durchführung
des Europäischen Abkommens über Soziale Sicher-
heit.

Artikel 6

Gewährung von Sachleistungen

(1) Für die Anwendung des Artikels 6 und des
Artikels 8 Absatz 1 zweiter Satz des Abkommens ist
dem nach Artikel 9 des Abkommens in Betracht
kommenden Träger zum Nachweis des Anspruches
eine Bescheinigung des zuständigen Trägers vorzu-
legen.

(2) Der Träger des Aufenthaltsortes hat die
Krankenkontrolle durchzuführen, als handle es
sich um einen eigenen Versicherten; der zuständige
Träger ist vom Ergebnis der Kontrolle zu unter-
richten.
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(3) Wird Krankenhauspflege gewährt, so hat der
nach Artikel 9 des Abkommens in Betracht kom-
mende Träger dem zuständigen Träger unverzüg-
lich den Tag der Aufnahme in das Krankenhaus
und die voraussichtliche Dauer des Aufenthaltes
sowie den Tag der Entlassung mitzuteilen.

(4) Für die Anwendung des Artikels 6 Absatz 2
des Abkommens ist eine Liste der Körperersatz-
stücke, größeren Hilfsmittel und anderen Sachlei-
stungen von erheblicher Bedeutung dieser Verein-
barung angeschlossen. Sind solche Leistungen
wegen Dringlichkeit gewährt worden, so hat der im
Artikel 9 des Abkommens bezeichnete Träger dies
unverzüglich dem zuständigen Träger mitzuteilen.

Artikel 7

Erstattung von Sachleistungen bei Nichteinhaltung
des vorgesehenen Verfahrens

Die entstandenen Aufwendungen sind auf
Antrag der betreffenden Person vom zuständigen
Träger nach den für den im Artikel 9 des Abkom-
mens bezeichneten Träger maßgebenden Sätzen zu
erstatten, sofern die vorgesehenen Verfahrensrege-
lungen nicht eingehalten werden konnten. Der im
Artikel 9 des Abkommens bezeichnete Träger hat
dem zuständigen Träger auf dessen Verlangen die
erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

Artikel 8

Gewährung von Geldleistungen

Geldleistungen bei Krankheit und Mutterschaft
sind den Berechtigten vom zuständigen Träger
direkt zu zahlen; Artikel 6 Absatz 2 gilt entspre-
chend.

Artikel 9

Finanzielle Bestimmung

Für die Durchführung des Artikels 10 des
Abkommens ist der Anspruch auf Erstattung der
Kosten von Sachleistungen nach Abschluß des Lei-
stungsfalles oder für jedes Kalenderhalbjahr gel-
tend zu machen und binnen sechs Monaten nach
Eingang der Forderung zu erfüllen.

K a p i t e l 2

L e i s t u n g e n b e i A r b e i t s l o s i g k e i t

Artikel 10
Zusammenrechnung der Zeiten

(1) Hinsichtlich der Zusammenrechnung von
Versicherungs-, Beschäftigungs-, Erwerbstätig-
keits- oder Wohnzeiten gelten die Artikel 15 und
72 der Zusatzvereinbarung zur Durchführung des
Europäischen Abkommens über Soziale Sicherheit.
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(2) Für die Anwendung des Artikels 11 Absatz 2
des Abkommens gilt Artikel 72 der Zusatzvereinba-
rung zur Durchführung des Europäischen Abkom-
mens über Soziale Sicherheit hinsichtlich der Dauer
der Gewährung von Arbeitslosengeld entsprechend.

Artikel 11

Rückersatz

(1) Anträge auf Rückersatz im Sinne des Arti-
kels 11 Absatz 2 Buchstabe c des Abkommens sind
zu richten:

in Österreich
an das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les,

in Portugal
an das Regionalzentrum für Soziale Sicherheit,
bei dem der Arbeitslose eingetragen ist.

(2) Die Rückersätze sind zu leisten:

in Österreich
an das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les,

in Portugal
an das Regionalzentrum für Soziale Sicherheit
des Wohnortes.

K a p i t e l 3

F a m i l i e n b e i h i l f e n

Artikel 12

Zusammenrechnung der Zeiten

Hinsichtlich der Zusammenrechnung von
Beschäftigungs-, Erwerbstätigkeits- oder Wohnzei-
ten gelten die Artikel 15 und 78 der Zusatzverein-
barung zur Durchführung des Europäischen
Abkommens über Soziale Sicherheit.

Artikel 13

Familienstandsbescheinigungen

(1) Für die Anwendung der Artikel 13 und 15
des Abkommens haben in Österreich die Finanzäm-
ter und in Portugal die Gemeindeämter Bescheini-
gungen auszustellen, aus denen die persönlichen
Daten des Dienstnehmers und seiner Kinder, für
die Familienbeihilfen beansprucht werden, hervor-
gehen. Diese Bescheinigungen haben auch den Ort
des ständigen Aufenthaltes der Kinder, ihren Fami-
lienstand und ein allfälliges eigenes Einkommen
der Kinder zu beinhalten.

(2) Diese Bescheinigungen haben eine Gültigkeit
von einem Jahr ab ihrer Ausstellung.
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Artikel 14

Mitteilung über gewährte Familienbeihilfen

Für die Anwendung der Artikel 12 bis 18 des
Abkommens teilen die zuständigen Träger beider
Vertragsstaaten einander die von ihnen gewährten
Familienbeihilfen mit, soweit dies erforderlich ist,
um in einem der beiden Vertragsstaaten einen
Anspruch auf Familienbeihilfen geltend zu machen.
Diese Mitteilung soll enthalten:

a) die Namen der Kinder, für welche Familien-
beihilfen gewährt werden,

b) den Zeitraum, für welchen Familienbeihilfen
gewährt werden, und

c) die Höhe der gewährten Familienbeihilfen.

ABSCHNITT IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 15

Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt gleichzeitig mit dem
Abkommen in Kraft und bleibt ebenso lange wie
dieses in Kraft.

GESCHEHEN zu Wien, am 14. Mai 1987, in
zwei Urschriften in deutscher und portugiesischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise au-
thentisch sind.

Für den Bundesminister für Arbeit und Soziales:

Dr. Josef Schuh

Für den Bundesminister für Umwelt, Jugend und
Familie:

Dr. Leopold Wohlmann

Für die zuständigen portugiesischen Behörden:
Dr. Sebastião Pizarro
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Anlage

Liste der Körperersatzstücke, größeren Hilfsmittel
und anderen Sachleistungen von erheblicher

Bedeutung (Artikel 6 Absatz 4)
1. Körperersatzstücke, orthopädische Apparate

und Stützapparate einschließlich gewebebe-
spannter orthopädischer Korsette nebst
Ergänzungsteilen, Zubehör und Werkzeu-
gen;

2. orthopädische Maßschuhe, gegebenenfalls
mit dem dazugehörigen Normalschuh (nicht
orthopädisch);

3. Kiefer- und Gesichtsplastiken, Perücken;
4. Modellabdrucke (Nachbildungen der ver-

schiedenen Körperteile), die benutzt werden,
um die unter den Ziffern 1 bis 3 genannten
Gegenstände richtig anzupassen;

5. Kunstaugen, Kontaktschalen, Vergröße-
rungsbrillen und Fernrohrbrillen;

6. Hörgeräte;
7. Zahnersatz (festsitzender und herausnehm-

barer) und Verschlußprothesen der Mund-
höhle;

8. Krankenfahrzeuge, Rollstühle sowie andere
mechanische Fortbewegungsmittel;

9. Erneuerung der unter den Ziffern 1 bis 8
genannten Gegenstände;

10. Blindenführhunde;
11. ärztliche Behandlung und Kuren in Gene-

sungs- und Erholungsheimen oder Heilan-
stalten;

12. Maßnahmen der medizinischen und berufli-
chen Wiedereingliederung;

13. alle übrigen Heilbehelfe, Hilfsmittel und
ähnliches, deren Anschaffungskosten in
Österreich 5 000 Schilling, in Portugal
50 000 Escudos übersteigen.

Die Vereinbarung ist gemäß ihrem Art. 15 am 1. Mai 1987 in Kraft getreten.

Vranitzky

228.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Briefwechsel wird genehmigt.

A b k o m m e n

zwischen der Republik Österreich und der Ita-
lienischen Republik über die Benützung des

Hafens von Triest

Die Republik Österreich und die Italienische
Republik,

vom Wunsche geleitet, die Benützung des
Hafens von Triest seitens Österreichs zu erleich-
tern und auszubauen und unter Berücksichtigung
der Bedeutung des Hafens von Triest für die Ver-
sorgung Österreichs,

in Anbetracht der Notwendigkeit, die im öster-
reichisch-italienischen Übereinkommen zur
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Hebung des österreichischen Handels über den
Hafen von Triest vom 14. Mai 1934 *) sowie die im
Abkommen zwischen Österreich und Italien über
die Benützung des Hafens von Triest vom
22. Oktober 1955 **) enthaltenen Bestimmungen
zu ergänzen,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Freier Transit

1. Allen für Österreich bestimmten oder von dort
kommenden Waren wird der freie Transit durch
den Hafen von Triest gewährt, unbeschadet der
Bestimmungen bezüglich der Wahrung der öffentli-
chen Ordnung, der Sicherheit und der öffentlichen
Gesundheit.

2. Die für den freien Transit von Mineralöl und
seinen Derivaten durch den Hafen von Triest not-
wendigen Konzessionen werden binnen der
günstigsten Fristen und so langfristig wie rechtlich
möglich erteilt.

3. Die Lager des für die Versorgung Österreichs
bestimmten Mineralöls sind, soweit sie dieser Auf-
gabe dienen, von der Pflicht befreit, Mindestreser-
ven zu bilden.

4. Die italienische Regierung wird geeignete
Maßnahmen treffen, um die Zollabfertigung von
für Österreich bestimmten und in Triest umgeschla-
genem Mineralöl und seinen Derivaten im Rahmen
der geltenden Gesetzgebung zu erleichtern.

Artikel 2

Gebühren für Mineralöl und seine Derivate

Mineralöl und seine Derivate, die in Triest
umgeschlagen werden und für Österreich bestimmt
sind, unterliegen der Zahlung von einem Fünftel
der jeweils geltenden Fiskalgebühr und von zwei
Dritteln der jeweils geltenden Hafengebühr für ent-
ladene Waren, jedenfalls aber einer Mindesthafen-
gebühr von 180 Lire pro Tonne.

Artikel 3

Fiskalgebühr für andere Waren als Mineralöl und
seine Derivate

1. Andere österreichische oder für Österreich
bestimmte Waren als Mineralöl und seine Derivate
unterliegen der Zahlung von 80% der in den diesbe-
züglichen italienischen Gesetzesbestimmungen vor-
gesehenen Fiskalgebühr für entladene Waren.

2. Erhöht sich das Verladevolumen dieser Waren
— bezogen auf das Basisjahr 1984 — so wird für

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 60/1935
••) Kundgemacht in BGBl. Nr. 19/1956



1522 88. Stück — Ausgegeben am 16. Juni 1987 — Nr. 228

jede 5%ige Volumenserhöhung die Fiskalgebühr
um ein weiteres Prozent abgesenkt. Die Gesamtre-
duzierung darf jedenfalls 80% des üblichen Pro-
zentsatzes der Fiskalgebühr nicht überschreiten.

3. Die Höhe der sich aus Absatz 2 in Verbindung
mit Absatz 1 dieses Artikels ergebenden Fiskalge-
bühr für das jeweils folgende Kalenderjahr wird
von der in Artikel 7 dieses Abkommens eingesetz-
ten Gemischten Kommission festgelegt.

Artikel 4

Eisenbahn und Straßenverkehr

1. Die Österreichischen Bundesbahnen und die
Italienischen Staatsbahnen vertiefen die im Abkom-
men vom 22. Oktober 1955 vorgesehene Zusam-
menarbeit, um das Volumen der Transitgüter wei-
ter zu erhöhen.

2. Die beiden Vertragspartner wirken ferner dar-
auf hin, daß von den Österreichischen Bundesbah-
nen und den Italienischen Staatsbahnen auch im
technischen und betrieblichen Bereich Maßnahmen
zur Förderung des Güterverkehrs über den Hafen
von Triest getroffen werden.

3. Als besondere Förderungsmaßnahme für den
Hafen von Triest ist Österreich bereit, im Zuge sei-
ner Neuregelung des Genehmigungsverfahrens für
Straßengütertransporte ein eigenes Kontingent von
Einzelbewilligungen für Triest einzuräumen.

Artikel 5

Vermehrte Benützung des Hafens von Triest

1. Die beiden Vertragsparteien verpflichten sich,
die Zusammenarbeit zwischen der österreichischen
Bundeswirtschaftskammer, der Handelskammer
von Triest und der Autonomen Hafenbehörde von
Triest im Rahmen des Seehafenkontaktkomitees
Österreich — Triest mit dem Ziel zu unterstützen,
eine vermehrte Benützung des Hafens von Triest
durch die österreichischen Unternehmen zu för-
dern.

2. Zu diesem Zweck nehmen die zuständigen
österreichischen Behörden auch jede geeignete
Informationstätigkeit vor, um das Interesse der
österreichischen Unternehmen an der Benützung
des Hafens von Triest zu stärken.

3. Die Autonome Hafenbehörde von Triest
räumt im Einvernehmen mit den interessierten Sei-
ten zur Förderung des Transits von und nach
Österreich die in den Artikeln 4, 5, 6 und 7 des
österreichisch-italienischen Übereinkommens zur
Hebung des österreichischen Handels über den
Hafen von Triest vom 14. Mai 1934 vorgesehenen
Begünstigungen ein.
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Artikel 6

Investitionen im Hafen von Triest

1. Die österreichische Seite verpflichtet sich,
Investitionen im Hafen von Triest durch österrei-
chische Wirtschaftsorganisationen und Unterneh-
men, sowohl auf dem Gebiet der Infrastruktur als
auch in der Form von Industrieansiedlungen, zu
ermutigen.

2. Sie ermutigt darüber hinaus jede zweckmäßige
Informationstätigkeit der österreichischen Bundes-
wirtschaftskammer im Einvernehmen mit der Han-
delskammer Triest und der Autonomen Hafenbe-
hörde von Triest auch mittels Veranstaltung von
Seminaren und Austausch von Delegationen.

3. Die in Artikel 7 eingesetzte Gemischte Kom-
mission wird beauftragt, im Sinne der im Absatz 1
genannten Ziele die eingetretenen Fortschritte zu
verfolgen.

Artikel 7

Gemischte Kommission

Für die Zwecke dieses Abkommens sowie des
Abkommens zwischen Österreich und Italien über
die Benützung des Hafens von Triest vom
22. Oktober 1955 wird eine Gemischte Kommis-
sion eingesetzt. Sie ersetzt die im Artikel 1 des
zweitgenannten Abkommens vorgesehene
Gemischte Unterkommission und tritt mindestens
einmal jährlich zusammen.

Artikel 8

Inkrafttreten und Gültigkeitsdauer

1. Das vorliegende Abkommen ist in Überein-
stimmung mit den jeweiligen Verfassungsbestim-
mungen der Vertragsstaaten zu ratifizieren und
tritt mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden
in Kraft.

2. Das vorliegende Abkommen wird auf unbe-
stimmte Zeit abgeschlossen. Es kann frühestens
nach fünf Jahren ab seinem Inkrafttreten unter Ein-
haltung einer Frist von sechs Monaten schriftlich
gekündigt werden, es sei denn, die Vertragsstaaten
treffen einvernehmlich eine andere Entscheidung.

Geschehen zu Triest am 4. Oktober 1985 in zwei
Urschriften in deutscher und italienischer Sprache,
wobei beide Texte gleichermaßen authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
DDr. Gerald Hinteregger m. p.

Für die Italienische Republik:
Mario Fioret m. p.
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Der Generalsekretär
für
Auswärtige Angelegenheiten

Triest, am 4. Oktober 1985

Herr Unterstaatssekretär,

Ich beehre mich zu bestätigen, daß während der
Verhandlungen des heute unterzeichneten Abkom-
mens zwischen Österreich und Italien über die
Benützung des Hafens von Triest folgendes Einver-
nehmen erzielt wurde:

Sollten in Folge von grundsätzlichen Änderun-
gen der die italienischen Häfen betreffenden italie-
nischen Steuergesetzgebung, wie die Ersetzung
einer oder beider in den Artikeln 2 und 3 vorgese-
henen Gebühren durch andere Gebühren, die in
diesen Artikeln geregelte Gebührenreduzierung
ihre Bedeutung verlieren, werden beide Seiten Ver-
handlungen im Hinblick auf den Abschluß eines
neuen Abkommens aufnehmen, um in Verfolgung
der Ziele des heute unterzeichneten Abkommens
mit diesem vergleichbare Bedingungen zu schaffen.

Ich darf Sie bitten, mir Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Unterstaatssekretär, den
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

DDr. Gerald Hinteregger m. p.
Botschafter

Herrn
Abg. Mario F i o r e t
Untersiaatssekretär im
Außenministerium der
Italienischen Republik

Der Unterstaatssekretär
im Ministerium für
Auswärtige Angelegenheiten

Triest, am 4. Oktober 1985

Herr Generalsekretär,

Ich bestätige den Empfang Ihres Schreibens vom
4. Oktober 1985, das folgenden Inhalt hat:

„Herr Unterstaatssekretär,

Ich beehre mich zu bestätigen, daß während der
Verhandlungen des heute unterzeichneten Abkom-
mens zwischen Österreich und Italien über die
Benützung des Hafens von Triest folgendes Einver-
nehmen erzielt wurde:

Sollten in Folge von grundsätzlichen Änderun-
gen der die italienischen Häfen betreffenden italie-
nischen Steuergesetzgebung, wie die Ersetzung
einer oder beider in den Artikeln 2 und 3 vorgese-
henen Gebühren durch andere Gebühren, die in
diesen Artikeln geregelte Gebührenreduzierung
ihre Bedeutung verlieren, werden beide Seiten Ver-
handlungen im Hinblick auf den Abschluß eines
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neuen Abkommens aufnehmen, um in Verfolgung
der Ziele des heute unterzeichneten Abkommens
mit diesem vergleichbare Bedingungen zu schaffen.

Ich darf Sie bitten, mir Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Unterstaatssekretär, den
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung."

Ich darf Ihnen hiemit, Herr Generalsekretär, das
diesbezügliche Einverständnis der italienischen
Seite bekanntgeben.

Genehmigen Sie, Herr Generalsekretär, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Mario Fioret m. p.

Herrn Botschafter
DDr. Gerald H i n t e r e g g e r
Generalsekretär im Bundesministerium
für Auswärtige Angelegenheiten der
Republik Österreich

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 19. Mai 1987 ausgetauscht; das Abkommen ist gemäß seinem Art. 8 Abs. 1 an diesem
Tag in Kraft getreten.

Vranitzky
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